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Die Mach·t des Populismus
oder der Abschied der Werte.

Diese Regierung schafft es durch die außenpolitische Dis
kussion von der Brutalität der Maßnahmen im Inneren
abzulenken. Unmittelbar und direkt bekommen wir es zu
spüren, was es bedeutet, wenn der Staat in bestimmten
Bereichen zu rigorosen Sparmaßnahmen greift. Die Spar
gesinnung wird aber nicht konsequent betrieben, sie gilt
nicht überall. Ganz leise, im Hintergrund, verdeckt durch
die Diskussion um die EU, realisiert diese Regierung ein
Programm, das diesen Staat wesentlich mehr verändert,
als es von vielen wahrgenommen wird.

JedeR wird es sich ~lJei

",al iiberlegen, ob er es
sich leisten kann (lI'ill)
~"/I Arz! ~I gehm. Da
",it sinkt die Chance
Krankheiten in einem
Friihstadillf/l ~I erken
net/ lind ZIl heilen, die
Zahl der Gmmdell/illter
sllchl/llgen lIJird sinken
lind Zahl der LAngzeit
kranken wird steigen.

In der neuen Regierung sind die
inhaltlich verwandten Themen
Wirtschaft und Arbeit, sowie Um
welt und Landwirtschaft endlich zu
gemeinsamen Ressorts verschmol
zen worden, wobei die Themen
gemein amkeiten letzterer Zusam
menlegung unklar ind. Das neue
l\1inisterium für Arbeit und irt-
chaft vertritt also die Interessen der

Arbeitgeber und der Arbeitnehmer
gleichzeitig. Die "gelungene" Ver
schmelzung bei der Interessen läßt
sich daran erkennen, daß im
Budget die Arbeitnehmer mit
13,3 Mrd. ö belastet und die n
ternehmer (und Selbstständige)
mit 20,65 Mrd. ö begünstigt wer
den (Quelle: Profil).
Es wird sich zeigen, wie ein Mini
sterium aktiv die landwirtschaftli
chen Interessen fördern kann, und
gleichzeitig Auflagen für den Um
weltschutz erarbeitet. Wie wäre es
mit einem Zusammenschluß des
Rechnungshofes mit den zu prü
fenden Organisationen?
Oder einer Kombination aus
Justiz- und Innenministerium?

Der Verkauf taatlicher Betriebe,
der Rückzug des taates als ge
meinnütziger Eigentümer, ebnet
den Weg in eine neue Ära. Endlich
weniger Beamte, die dem teuer
zahler weniger kosten. Strom kann
billig gekauft werden, am besten
gleich beim Atomgroßhändler

Frankreich, oder wo immer die
Erzeugungskosten am geringsten
ind. Strom i t ja nicht radioaktiv,

und der Verbraucher braucht sich
ja nicht zu sorgen, denn er unter
stützt das atomkraftfreie Österreich
und den Ausstieg Europas aus der
Kernkraft. Gut, nachbarschaftliche
Beziehungen gehen vor (Sicher
heit). 0 hat sich Ö terreich (Au
ßenministerin Benita Ferrero-Wald
ner) in Laibach für einen raschen
Beitritt loweniens zur EU ausge
sprochen.
Die vorzeitige chließung von
Krsko werde in diesem Zusam
menhang nicht angestrebt, viel
leicht um nicht den Verdacht auf
Einmischung in innere Angelegen
heiten aufkommen zu lassen...

Die Rundfunkgebühr wird um
6.60 ö "Kunstförderungsbeitrag"
pro Monat erhöht. Aus dem Ge
setze text geht nicht hervor, wo
für dieses Geld verwendet wird,
bzw. wer e verwaltet oder ob es
der Budgetsanierung dient.
Stermann & Grissemann wurden
vom öffentlich rechtlichen ORF im
Februar suspendiert, nachdem sie
Ende Oktober in einem Interview
gesagt hatten "Ich glaube, wenn
man Haider derzeit stoppen woll
te, dann müsse man ihn -piep-! Vor
sicht freie Meinungsäußerung kann
ihren Arbeit platz gefahrden!
Weiters wurde ein Redakteur der
Oberösterreichischen achrichten,
namentlich Gerhard Marschall,
wegen der veränderten Politischen
Lage, vom Herau geber als "nicht
mehr Tragbar" bezeichnet.. ..

icht zuletzt möchte die FPÖ die
ubvencionen von Kunst und

Kultur bis zu 50 % senken, weil
sie die Abhängigkeit der Künstler
vom Staat fördern, und außerdem
diverse Kuns.teinrichtungen zur

politischen Agitation mißbraucht
werden.

och ein Kun tgriff: Durch die
Änderung der Zustellgebühren
wird sich die Aussendung des TU
I FO für das Jahr 2001 vermut
lich um 20.000 S verteuern.
Durch die Abschaffung der Pres
seförderung wird also die Äuße
rung und Verbreitung von Meinun
gen teurer.

ur mehr ausgewählte Medien,
die einer solchen Förderung wür
dig sind, oder groß genug sind,
um auch den teueren Tarif zu be
zahlen oder sowieso eigene Vertei
lernetze besitzen, werden in Zu
kunft unsere feinung machen.

Der Zivildienst, eine der größten
ethischen Errungenschaften der
Demokratie, wird ausgehungert.
Es ist offensichtlich die neue Poli
tik, nicht direkt etwas abzuschaf
fen, was man nicht mehr haben
\vill, sondern die Geisteshaltung zu
bestrafen, die dahintersteckt. Es
entscheidet nicht mehr das Gewis
sen sondern der finanzielle Faktor,
ob man dem Bundesheer dient
oder den Zivildienst ableistet.
Die Sache muß es jedem wert sein,
da nicht nur Zeit sondern auch
Geld reinzustecken.
Gemeinnützige Organisationen
sind unerwünscht, weil sie keinen
finanziellen Profit bringen (den
man besteuern könnte?). Es wird
beinhart abgerechnet werden müs
sen, Selbstbehalte kommen, bela
sten kranke und alte 1enschen.
JedeR wird es sich zweimal überle
gen, ob er es sich leisten kann (will)
zum Arzt zu gehen. Damit sinkt
die Chance Krankheiten in einem
Frühstadium zu erkennen und zu .
heilen, die Zahl der Ge undenun
tersuchungen wird sinken und Zahl
der Langzeitkranken wird teigen.
Ein Gesundbeitssystem da jedem
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Menschen eine ärztliche Versor
gung unabhängig vom Einkom
men garantien, will man nicht mehr
fördern.
Zudem werden auch Initiativen
ergriffen, um den Mißstand der
Langzeitarbeitslosigkeit zu besei
tigen. Dem Arbeitsmarkt ervice
werden 3100 Millionen Schilling zu
Gunsten der Pensionsversicherung
gestrichen, und es wird ernsthaft
darüber achgedacht Langzeitar
beitslose zur Pilichtarbeit in irgeod
welchen Bereichen zu verdonnern.

U\Y/er bezahlt die Budgetkonsoli
dierung ?" fragte sich tefan Schul
meister im Standart vom 13. März
2000 und schrieb unter anderem:
"Besonders kraß ist die soziale
Unausgewogenheit im Hinblick
auf die "Superreichen": ie alle ha
ben ihre Vermögen in Privat tif
tungen eingebracht und müssen
nur für jenen Teil der Erträge Steu
ern zahlen, der ausge chüttet wird,
und auch davon nur 25 Prozent
KE t (die Hälfte des normalen
Spitzensteuersatzes). Ein "kleiner

parer" zahlt hingegen 25 Prozent
KE t unabhängig davon, ob er den

Zinsertrag abhebt oder nicht. Hat
etwa eine tiftung einen Vermö
genswert von einer Mrd. S (viele
wie jene von Flick, Wlaschek, Est
erhaz)', Prinzhorn oder Dichand
sind wesentlich reicher) und erzielt
einen Jahresertrag von 100 Mio. S,
von denen vier fio. S ausgeschüt
tet werden, so beträgt die teuer
belastung des Stifters, bezogen auf
die Gesamterträge, ein Prozent. Da
die Aus chüttungen nicht propor
tional mit der Höhe der Stiftungs
erträge steigen, ist das Steuersystem
im gehobenen Vermögensbereich
faktisch degressiv (ab ca. 20 Mio.
Vermögenswert lohnen sich tif
tungen): Je reicher jemand ist, de
sto geringer ist seine teuerquote."

Das Frauenministerium wurde
abgeschafft. Frauen leisten ihreo
Dien t ao der Gesellschaft indem
sie Kinder kriegen. Da dritte Kind
hat, unabhängig vom Einkom
men, den "Mehrwertbonus" von
50.- pro Monat.

Eigentlich ollte jeder Frau noch ein
Blumensträußerl überreicht wer
den und ein Dankschreiben oder
doch ein Abzeichen?

Diese Politik isoliert unser Laod
nach außen und spaltet unsere
Gesellschaft.
Es wird ein Miteinander propa
gien, ein Miteinander voo "Patrio
ten". ebenbei glaubt die Regie
rung fest daran, daß die Sanktio
nen der EU von der Opposition
geschürt werden, ja sogar von die
ser inszeniert wurden, um dieser
Regierung, die von Volkes Gnaden
eingesetzt wurde, das Leben schwer
zu machen.
Es ist eine Tatsache, daß es auch in
anderen Ländern Europas radikale
Parteien gibt.
Es gibt aber keine, im weiten pek
truro europäischer Parteien, die so
unberechenbar ihre Po itionen än

dert, die Ängste schürt, Feindbil
der stilisiert, und dann noch von
den vierzehn "Feinden" verlangt,
geliebt zu werden.

atürlich weiß man, daß es eine
Chance ist, die die EU der Regie
rung bietet:
Man stellt sich als un chuldiges
Lamm hin, verteufelt die bö en 14

taaten, die keine Ahnung haben,
was Europa wirklich bedeutet.

"Besol1ders kraß ist die
soziale UllausgeJlJogm
heit ilJl Hillblick allj die
"SlIperreichen"

susa oe 8111ner
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Studiengebühren?
Die Diskussion um die Einfüh
rung von Studiengebühren geht
meines Erachtens nach in die
falsche Richtung. In letzter Zeit
forderte BM Gehrer des öfteren,
daß es doch möglich sein müs
se, unvoreingenommen über
das Thema Studiengebühren zu
diskutieren.
Es haben sich auch verschiedenste
"Bildungsexperten" zu \Vort ge
meldet und tudiengebühren
chöngeredet. '\ as aber die meisten

"erge en haben, i t die Diskussi
On im entsprechenden Kontext zu
führen. lan kann die Frage um
die Einführung von tudienge
bühren nicht 10 gelö t von den
(bedeuterenden) Fragen des
Dienstrechte und der lei rungsori
entierten Denkweise im Lehr- und
Forschungsbetrieb führen.
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atürlich muß es auch von eiten
der tudierenden möglich sein,
über die Frage der Einführung von

tudiengebühren wertfrei zu dis
kutieren - alles andere wäre demo
kratiepolitisch schwer bedenklich 
aber nur, wenn man gleichzeitg
über verwandte Problematiken of
fen und ehrlich redet. Der wesent
lich te "Brocken" liegt im beste
henden Beamtendienstrecht ver
borgen. Dieses muß nachhaltig
und umfassend reformiert werden.
Das derzeitge starre und zahnlose
Dien trecht i t nicht vereinbar mit
den Anforderungen an ein moder
nes" niversitätsunternehmeo".
Weiter muß die Evaluierung der
Lehre und Forschung endlich
Konsequenzen zeigen (können).
Es kann nicht ein, daß nur des
Evaluierens wegen evaluiert wird,

und keine konkreten chlüsse und
Aktionen abgeleitet werden (kön
nen).

Last but not least muß über die
Lernfreiheit der rudierenden dis
kutiert werden. Diese sollte opti
maler Weise verfassungsmäßig
garantiert werden und mit erwei
terten Rechten bei Prüfungen ver
bunden sein.

Er t wenn die e Fragen ausrei
chend diskutiert worden iod,
kann man die Diskus ion um ru
diengebühren angehen.
Ich lade die veranrwortlichen
Damen und Herren ein, sich der
Di ku ion vor Ort zu teilen und
einmal bei einer Univer ität vorbei
zu kommen und mit den Betrof
fenen zu reden.

Das derzeitge starre Il11d
zahl1lose DitlJstrecht ist
lIicht ureillbar mit den
Al1jorderllllgtIJ al1 eil1
modemes 'Vlliz'ersitiits
Imtemehntel1 ".
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